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Das Wichtigste in Kürze

" Alle Arbeitnehmer, die eine Beschäftigung gegen Entgelt ausüben, sind
regelmäßig sozialversicherungspflichtig.

" Die Sozialversicherungsbeiträge sind nach der Höhe der Arbeitsentgelte
gestaffelt. Entgelte sind alle Vergütungen, die aus einer Beschäftigung
oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden.

" Geringfügige Beschäftigungen sind nicht sozialversicherungspflichtig.
Für geringfügig entlohnte Beschäftigte haben die Arbeitgeber aber Pau-
schalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen.

" Die Pflegeversicherung folgt grundsätzlich der Krankenversicherung.
Wer krankenversichert ist, ist damit automatisch auch pflegeversichert.

" Rentner können rentenunschädlich arbeiten. Dies gilt für Bezieher von
Regelaltersrente unbeschränkt, im Übrigen, z.B. bei Altersrente für lang-
jährig Versicherte oder sonstigen vorzeitigen Renten, nur in begrenztem
Umfang.

" Familienangehörige sind sozialversicherungspflichtig, wenn ein echtes
entgeltliches Beschäftigungsverhältnis vorliegt.

" In der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung sind geringfügig
entlohnte Beschäftigte (450-Euro-Kräfte) versicherungsfrei. In der Ren-
tenversicherung gibt es die Möglichkeit der Befreiung von der Versiche-
rungspflicht.

" Kurzzeitig Beschäftigte (nicht mehr als drei Monate oder 70 Arbeitstage)
im Kalenderjahr) sind versicherungsfrei in der Kranken-, Pflege-, Renten-
und Arbeitslosenversicherung.

" Die Sozialversicherungsbeiträge müssen regelmäßig einbehalten und
fristgemäß an die Einzugsstelle abgeführt werden. Nachträglich darf
der Arbeitgeber Beiträge nur bei den nächsten drei Lohn- oder Gehalts-
zahlungen einbehalten. Zu Unrecht entrichtete Beiträge werden erstattet.
Die Satzung der Einzugsstelle regelt die Fälligkeit der Beiträge. Der Bei-
tragsanspruch verjährt in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in
dem sie fällig geworden sind.

" Die Pflichtbeiträge werden in der Regel vom Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer je zur Hälfte getragen. In der Krankenversicherung werden von den
Krankenkassen erhobene Zusatzbeiträge von den Versicherten allein
getragen. Kinderlose Versicherte haben außerdem in der Pflegeversiche-
rung einen Beitragszuschlag zu entrichten. In der Unfallversicherung sind
die Beiträge vom Arbeitgeber aufzubringen.
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Das Wichtigste in Kürze

" Arbeitnehmer sind nur kranken- und pflegeversicherungspflichtig, wenn
ihre Jahresbezüge die Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht übersteigen. Die
Jahresarbeitsentgeltgrenze wird jährlich bekanntgegeben. Besonder-
heiten gibt es für sogenannte Bestandsfälle. Für Personen, die am
31.12.2002 wegen Überschreitens der an diesem Tag geltenden Jahres-
arbeitsentgeltgrenze versicherungsfrei und bei einem privaten Kranken-
versicherungsunternehmen in einer substitutiven privaten Kranken-
versicherung versichert waren, gilt nämlich eine gesonderte Jahresar-
beitsentgeltgrenze. Außerdem muss das Entgelt in allen Fällen die
Grenze des nächsten Jahres überschreiten. In der Renten- und Arbeits-
losenversicherung sind alle Arbeitnehmer – ohne Rücksicht auf die Höhe
des Arbeitseinkommens – versicherungspflichtig. Die Höhe der Beiträge
ist jedoch durch die Beitragsbemessungsgrenze nach oben begrenzt.
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I. Die Sozialversicherung als Teil der sozialen Sicherheit

Die Sozialversicherung ist ein Teil unserer sozialen Sicherheit. Ihr angehören
zu dürfen ist eines der sozialen Rechte, die das SGB I in seinem § 2 anspricht.
Es heißt dort weiter, dass aus den sozialen Rechten Ansprüche nur insoweit
geltend gemacht oder hergeleitet werden können, als deren Voraussetzungen
und Inhalt durch die Vorschriften der besonderen Teile des SGB im Einzel-
nen bestimmt sind. Die besonderen Teile des SGB werden immer weniger, da
in das SGB ständig weitere Bereiche des Sozialrechts übernommen werden,
zuletzt mit Wirkung ab 1.1.1998 das Recht der Arbeitsförderung. Die sog.
traditionellen Sozialversicherungsbereiche sind alle im SGB geregelt. Außer-
halb des SGB befinden sich beispielsweise die Vorschriften über die Kran-
ken- und Rentenversicherung der Landwirte. Maßgebend sind hier das
Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte bzw. das Gesetz über die
Krankenversicherung der Landwirte. Beide Gesetze sind besondere Teile
des SGB (Art. II, § 1 Nr.8 und 9 SGB I).

In der RVO werden nur noch Teile der Krankenversicherung (Zweites
Buch) geregelt. Die gesetzliche Unfallversicherung und damit auch die land-
wirtschaftliche Unfallversicherung ist seit 1.1. 1997 im SGB VII geregelt.

Die in der RVO verbliebenen Teile der krankenversicherungsrechtlichen
Bestimmungen beschäftigen sich in erster Linie mit dem Dienstrecht der
Krankenkassen und ihrer Verbände. Die meisten Bestimmungen über die
gesetzliche Krankenversicherung befinden sich aber im SGB V, das am
1.1.1989 in Kraft getreten ist und durch das GRG geschaffen wurde.

Eng an der Krankenversicherung orientiert sich die Pflegeversicherung,
die im beitragsrechtlichen Teil am 1.1.1995, bezüglich des Leistungsrechts
am 1.4.1995 in Kraft getreten ist. Die Vorschriften über die Pflegeversiche-
rung sind im SGB XI geregelt. Das SGB XI ist zwischenzeitlich mehrfach
geändert worden.

Mit Wirkung ab 1.1.1998 ist das AFG, das bis dahin die Arbeitsförde-
rung (Arbeitslosenversicherung) regelte, durch das SGB III ersetzt worden.
Übergangsweise galten noch einige Vorschriften des AFG weiter, z.B. die
über das Konkursausfallgeld, die mit Wirkung seit 1.1.1999 durch Bestim-
mungen des SGB III (insbesondere über das Insolvenzgeld) ersetzt worden
sind.

Von den bisher geschaffenen Teilen des SGBwurden bereits die Teile I, III,
IV, V, VI, VII und XI erwähnt. Außerdem existieren das SGB II (Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende), das SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe), das
SGB IX (Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen) sowie das
SGB X und das SGB XII (Sozialhilfe). Im SGB X werden das Verwaltungs-
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I. Die Sozialversicherung als Teil der sozialen Sicherheit

verfahren, der Schutz der Sozialdaten, die Zusammenarbeit der Leistungs-
träger und ihre Beziehungen zu Dritten geregelt.

In § 4 SGB I wird das oben bereits erwähnte Recht des Zuganges zur
Sozialversicherung näher erläutert. Die Leistungen aus den einzelnen Versi-
cherungszweigen sowie die zuständigen Leistungsträger werden in den
§§ 21–23 SGB I sowie in § 19 SGB I (Arbeitsförderung) näher aufgeführt.
Diese Vorschriften regeln aber keine Einzelheiten über die Leistungsgewäh-
rung. Dies ist den Leistungsgesetzen vorbehalten. Zu den Hauptleistungsge-
setzen (SGB III, SGB V, SGB VI, SGB VII, SGB XI) treten noch die oben
bereits erwähnten Gesetze hinzu, die die landwirtschaftliche Kranken- und
Rentenversicherung regeln. Seit dem 1.7.2001 gilt das Sozialgesetzbuch –

Neuntes Buch (SGB IX), das die Rehabilitation und Teilhabe behinderter
Menschen zum Gegenstand hat. Es ist zum 1.1.2018 neu gefasst worden.

Die Pflegeversicherungwird von den Krankenkassen durchgeführt, die in
diesem Zusammenhang die Bezeichnung „Pflegekassen“ tragen (§ 21a
Abs.2 SGB I).

Zur Durchführung der allgemeinen Unfallversicherung sind die gewerb-
lichen Berufsgenossenschaften, die Gemeindeunfallversicherungsverbände,
die Feuerwehr-Unfallkassen, die Eisenbahn-Unfallkasse, die Unfallkasse
Post und Telekom, die Unfallkassen der Länder und Gemeinden, die gemein-
samen Unfallkassen für den Landes- und kommunalen Bereich und die Aus-
führungsbehörden des Bundes zuständig (§ 22 Abs.2 SGB I).

In der allgemeinen Rentenversicherung sind die Regionalträger, die
Deutsche Rentenversicherung Bund und die Deutsche Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See zuständig. Dies sind in der knappschaftlichen Ren-
tenversicherung ebenfalls die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See sowie in der Alterssicherung der Landwirte die landwirtschaft-
lichen Alterskassen (§ 23 Abs.2 SGB I).

Die Leistungen der Arbeitsförderung werden durch die Agenturen für
Arbeit und die sonstigen Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit
erbracht (§ 19 Abs.2 SGB I).

Das SGB I sieht in seinem § 29 besondere Leistungen zur Rehabilitation
und zur Teilhabe behinderter Menschen vor. Diese Leistungen sind in das
SGB IX und in die einzelnen Leistungsgesetze aufgenommen worden. Die
bisher aufgeführten Sozialleistungsträger sind (mit Ausnahme der Pflegekas-
sen) Träger dieser Leistungen. Außerdem sind hierfür die Integrationsämter
zuständig.

Die Träger der Kranken-, Pflege-, Renten- und Unfallversicherung sind
rechtsfähige Körperschaften des öffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung
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(§ 29 Abs.1 SGB IV). Die Selbstverwaltungsorgane sind (Ausnahme: Kran-
ken- und Pflegeversicherung) in der Regel die Vertreterversammlung und der
Vorstand (vgl. § 31 SGB IV). Die Vertreterversammlung kann als Legislativ-
organ bezeichnet werden. Sie beschließt gem. § 33 Abs.1 SGB IV die Sat-
zung und sonstiges autonomes Recht des Versicherungsträgers sowie in den
übrigen durch Gesetz oder sonstigem für den Versicherungsträger maßge-
benden Recht vorgesehenen Fällen.

Der Vorstand ist das Exekutivorgan des Versicherungsträgers. Er verwal-
tet diesen und vertritt ihn gerichtlich und außergerichtlich, soweit Gesetz
oder sonstiges für den Versicherungsträger maßgebendes Recht nichts
Abweichendes bestimmen (§ 35 SGB IV). Der Vorstand erlässt Richtlinien
für die Führung der Verwaltungsgeschäfte, soweit diese dem Geschäftsfüh-
rer obliegen. Der Geschäftsführer wiederum führt gem. § 36 Abs.1 SGB IV
hauptamtlich die laufenden Verwaltungsgeschäfte, soweit Gesetz oder sons-
tiges für den Versicherungsträger maßgebendes Recht nichts Abweichendes
bestimmen. Insoweit vertritt er den Versicherungsträger gerichtlich und
außergerichtlich.

Seit 1.1.1996 gelten die vorstehenden Ausführungen für die Krankenver-
sicherung nicht mehr. Nach § 31 Abs.3a SGB IV ist dort der Verwaltungsrat
das einzige Selbstverwaltungsorgan der Krankenkassen. Wie die Vertreter-
versammlung bei den anderen Sozialversicherungsträgern ist der Verwal-
tungsrat das Legislativorgan, dessen Vertreter bei der alle sechs Jahre statt-
findenden Sozialwahl gewählt werden.

Den ehrenamtlichen Vorstand gibt es bei den Krankenkassen nicht mehr.
An die Stelle des bisherigen Geschäftsführers und seines Stellvertreters ist der
hauptamtliche Vorstand getreten (§ 35a SGB IV). Die Amtszeit des Vorstan-
des beträgt sechs Jahre. Wiederwahl ist möglich. Der Vorstand besteht bei
Krankenkassen mit bis zu 500000 Mitgliedern aus höchstens zwei Perso-
nen, bei mehr als 500000 Mitgliedern aus höchstens drei Personen.

Der Vorstand sowie aus seinerMitte der Vorstandsvorsitzende und dessen
Stellvertreter werden von dem Verwaltungsrat gewählt. Sonderregelungen
gelten bei Betriebskrankenkassen.

Die Vertreterversammlung und der Verwaltungsrat werden durch die Ver-
sicherten und die betroffenen Arbeitgeber alle sechs Jahre neu gewählt
(§§ 33 Abs.3, 46 Abs.1, 58 Abs.2 SGB IV). Die nächste Wahl zu den Ver-
treterversammlungen bzw. Verwaltungsräten der Sozialversicherungsträger
findet 2023 statt.

Bei der Sozialwahl handelt es sich im Wesentlichen um eine Briefwahl
(vgl. § 54 Abs.1 SGB IV). Die Vertreterversammlung wählt aus ihrer Mitte
den Vorstand (§ 52 SGB IV).


